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Kurz gefragt
Besteht Handlungsbedarf bei (Nicht-)Umsetzung der ETRL?

men auf die Füße fallen, da wir hier auch ohne 
Umsetzungsgesetz eine richtlinienkonforme Aus­
legung durch die Rechtsprechung erwarten. Ins­
besondere ist zu berücksichtigen, dass die stra­
tegische arbeitgeberinterne Vorbereitung, die 
Verhandlung mit der zuständigen Arbeitnehmer­
vertretung, dann die operative Einführung samt 
Kommunikation der neuen oder teilweise neuen 
Vergütungssysteme erhebliche Zeit in Anspruch 
nehmen.

Viele Unternehmen arbeiten bereits an 
Vergütungsanalysen und Transparenz-
systemen. Wie schwierig ist das ohne 
konkrete nationale Vorgaben?
Die Richtlinie ist hier sehr klar. M. E. kann der 
deutsche Gesetzgeber hier nicht viel ändern (ob 
er will oder nicht). Die klaren Vorgaben binden 
auch den deutschen Gesetzgeber. Daher können 
Vergütungssysteme auch jetzt schon ohne Pro­
bleme gestaltet werden. 
Aus meiner Sicht spricht zudem viel dafür, dass 
die Richtlinie kein „Tarifprivileg“ kennt. Dem­
entsprechend kann mit den durchaus klaren Vor­
gaben der Richtlinie insbesondere im Hinblick 
auf die zu berücksichtigenden vier Kernkriterien 
(Kompetenzen, Verantwortung, Belastungen und 
Arbeitsbedingungen) sowie den in der Richtlinie 
aufgezeigten Differenzierungskriterien (Leistung, 
funktionsbezogenes Dienstalter, Kompetenz­
entwicklung etc.) gearbeitet werden. Ich persön­
lich finde es konsequent tarifliche und betrieb­
liche Vergütungssysteme ausschließlich an den­
selben Kriterien zu messen.

Wie groß ist die Sorge, dass am Ende 
unter Zeitdruck besonders strenge 
Regelungen beschlossen werden?
Diese Sorge ist m. E. klein. Vielmehr gehen die 
Unternehmen – und diese Einschätzung teile ich 
– davon aus, dass der deutsche Umsetzungs­
gesetzgeber insbesondere unter dem Gesichts­
punkt des „Bürokratieabbaus“ das Umsetzungs­
gesetz eher schlank halten wird.

Spielt die Bundesregierung bewusst  
auf Zeit oder ist das eher Ausdruck 
politischer Überlastung?
In der Priorisierung der Bundesregierung ist die 
Thematik „Umsetzung Entgelttransparenzricht­
linie“ sicherlich verständlicherweise insbesondere 
aufgrund der großen geopolitischen Krisen und 
sonstigen wirtschaftlichen Probleme nicht in der 
Poleposition. Es ist eher das sehr schwierige Rin­
gen um einen „politischen Kompromiss“, nicht 
nur bei der Thematik „etwaiger Tarifprivilegie­

rung“. Das eine Reihe von intensiven Streitpunk­
ten gibt, ergibt sich bereits aus dem Abschluss­
bericht der Kommission „Bürokratiearme Um­
setzung der Entgelttransparenzrichtlinie“ vom 
24.10.2025.

Soll man jetzt abwarten oder trotzdem 
schon handeln? 
Ich empfehle den Unternehmen nicht abzuwar­
ten, sondern sich bereits jetzt der Thematik an­
zunehmen. Insbesondere eine Analyse der be­
stehenden Entgeltstrukturen und Prüfung auf 
Richtlinienkonformität sowie Identifizierung von 
möglichen Problemfeldern ist sicherlich sehr sinn­
voll. Sollten im Unternehmen Entgeltstrukturen 
fehlen, was nach meiner Praxiserfahrung häufiger 
insbesondere für den AT-Bereich vorkommt, muss 
auch hier eine genaue Bedarfsanalyse erfolgen: 
Entwurf des arbeitgeberseitlichen Idealsystems 
ggf. im Zusammenwirken mit Vergütungsbera­
tungen im Hinblick auf das Grading-System. Auch 
sollten sich Unternehmen sicherlich mit ihren Pro­
zessen beschäftigen (z. B. Dokumentations­
prozesse für Entgeltunterschiede, Vorbereitung 
auf arbeitgeberseitige Berichtspflichten und Aus­
kunftsbegehren von Arbeitnehmern, Stellenaus­
schreibungs- und Bewerbungsverfahrensprozess, 
Überarbeitung Musterarbeitsverträge etc.).

Falls Deutschland die Frist tatsächlich 
verpasst, welche Folgen hätte das?
Grundsätzlich wirken Richtlinien nicht im natio­
nalen Recht, wenn es kein nationales Umset­
zungsgesetz gibt. Eine direkte Wirkung ist aber 
gegeben gegenüber Arbeitgebern des Öffent­
lichen Dienstes. Es ist zudem davon auszugehen, 
dass die deutschen Arbeitsgerichte über das Ins­
trument der richtlinienkonformen Auslegung des 
deutschen Rechts, d. h. des bestehenden Ent­
gelttransparenzgesetzes, jedenfalls unbedingte 
und hinreichend genau formulierte Vorgaben der 
Entgelttransparenzrichtlinie anwenden werden. 
Hier muss man genau hinschauen welche Vor­
schriften der Richtlinie sich in bestehendes deut­
sches Recht „hineinlesen lassen“ und welche 
nicht. Für die Berichtspflicht gilt das m. E. eher 
nicht. Für die Verpflichtung Equal Pay zu zahlen 
und eine Gleichwertigkeitsprüfung nach den Kri­
terien der Richtlinie durchzuführen eher schon.

Die Umsetzung der Europäischen Entgelttrans­
parenzrichtlinie (ETRL) in Deutschland verzögert 
sich offenbar weiter. Obwohl die Umsetzungs­
frist bereits am 7.6. endet, liegt bislang kein deut­
scher Gesetzentwurf vor. 
Wir haben mit Dr. Wolfgang Lipinski, Rechts­
anwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht, Part­
ner bei Seitz in München, über die aktuellen Ent­
wicklungen und die praktischen Folgen für Unter­
nehmen gesprochen.

Welche Probleme entstehen aktuell 
durch die fehlende gesetzliche Klarheit?
Die Richtlinie ist mit ihren Vorgaben an diversen 
Stellen wie etwa beim Thema „Stellenbewerber“ 
oder beim „Auskunftsanspruch“ in Teilen unklar. 
Dies wirft für die Praxis insbesondere erhebliche 
tatsächliche Umsetzungsfragen auf. So können 
z. B. interne Berichts- oder Dokumentations­
prozesse technisch jetzt noch nicht endgültig 
durch die Unternehmen aufgesetzt werden. 
Für die Unternehmen ist unklar, welche Teile der 
Richtlinie sie trotzdem zum Stichtag 7.6.2026 
umsetzen sollten – weil die Rechtsprechung sie 
in geltendes Recht (EntgelttransparenzG und 
AGG) hineinlesen wird und für welche Pflichten 
sie nicht gilt. Als Beispiel lässt sich der Auskunfts­
anspruch heranziehen. Dieser besteht bereits 
jetzt nach geltendem deutschen Recht – aller­
dings kann er unter gewissen Bedingungen ab­
gelehnt werden – nach der Richtlinie ist das nicht 
mehr möglich. Unternehmen müssen sich ent­
scheiden, ob sie nach altem Recht die Auskunft 
ablehnen oder nach der Richtlinie den Auskunfts­
anspruch erfüllen auch wenn keine sechs ver­
gleichbaren Arbeitnehmer des anderen Ge­
schlechts vorhanden sind. Hier ist u. E. eine Ab­
lehnung aufgrund des expliziten aktuellen deut­
schen Gesetzestextes des Entgelttransparenz­
gesetzes noch möglich. Wohingegen ich mir 
relativ sicher bin, dass Unternehmen ohne Ver­
gütungssystematik oder ohne Gleichwertigkeits­
prüfung bei Equal Pay-Klagen auch ohne deut­
sches Umsetzungsgesetz „baden gehen“. Be­
sondere Probleme haben Körperschaften öffent­
lichen Rechts, die bereits jetzt unmittelbar an 
geltendes EU-Recht gebunden sind.

Beobachten Sie, dass Unternehmen  
ihre Vorbereitungen auf die Richtlinie 
wegen der politischen Verzögerung 
teilweise zurückstellen?
Ich habe dies in wenigen Fällen in meiner Bera­
tungspraxis erlebt. Ich halte ein derartiges Zu­
rückstellen für falsch. Insbesondere die Zurück­
stellung der Vergütungssysteme wird Unterneh­


